


1. Einleitung

Wenn man als Arzt viele HzV-Patienten betreut,

häu�g Notdienste übernimmt oder im Rahmen des

Diseasemanagements viele Patienten versorgt, kann

man Opfer eines wenig bekannten

Kontrollmechanismus werden. Die Kassenärztlichen

Vereinigungen (KV) haben nicht nur die Aufgabe, die

Plausibilität der Abrechnung nach Zeitvorgaben und

der Bundesvereinbarung zu überprüfen, sondern

auch zu untersuchen, ob Vertragsärzte zu wenig

arbeiten. Nach §95 Abs. 3 SGB V werden Ärzte

kontrolliert, die zu viele Patienten gemeinsam mit

anderen Praxen behandeln oder zu lange arbeiten.



2. Überblick über das
Zeitmanagement
Eine Praxis, die sich in ihren Zeitvorgaben nach dem

EBM (Kapitel VI, Anhang 3) nicht an die Regelungen

hält und entweder an drei Tagen mehr als 12 Stunden

oder im Quartal mehr als 780 Stunden arbeitet oder

sich mit einer anderen Praxis mehr als 20 Prozent (fach

gleich) bzw. 30 Prozent (fachübergreifend) der

Patienten teilt, muss mit �nanziellen Sanktionen

rechnen. Die Prüfgremien der KVen setzen dies

regelmäßig um. Es kann jedoch auch eine Prüfung des

Versorgungsauftrages erfolgen. Wer die seit dem 1.

September 2019 gesetzlich vorgeschriebenen 25

(Sprech-)Stunden pro Woche nicht erfüllt, muss mit

Honorarkürzungen rechnen.



3. Prüfmeachanismen
Im Rahmen einer Vorgabe der Kassenärztlichen Bundesvereinigung

(KBV) ist es möglich, dass Prüfungen sowohl Ärzte in einer Praxis als

auch angestellte Ärzte in einem MVZ betreffen können. Diese

Prüfungen basieren auf abgerechneten Fällen und

Gebührenordnungspositionen (GOP), die den erforderlichen

Zeitaufwand für die ärztliche Leistungserbringung aufzeigen.

Darüber hinaus können auch andere Prüfmechanismen zum Einsatz

kommen. Gemäß gesetzlicher Vorgaben wäre eine konkrete

Einzelfallprüfung erforderlich, um festzustellen, ob ein

Versorgungsauftrag nicht erfüllt wurde. Da dies zeitlich nicht

umsetzbar ist, hat die KBV ein 3-Punkte-Raster entwickelt, das ein

Auswahlverfahren ermöglicht. Hierbei wird als Referenzgröße für das

Screening die in §19a der Zulassungsverordnung Ärzte (Ärzte-ZV)

genannte wöchentliche Sprechstundenzeit von 25 Stunden

verwendet, zu deren Bereitstellung alle vollzeitig an der

vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärztinnen/Ärzte,

Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten verp�ichtet sind.



4. Schritte der
Prüfungsmethode
Die Überprüfungsmethode besteht aus zwei

grundlegenden Schritten. 

Im ersten Schritt wird mithilfe der Abrechnungsdaten die

Gesamtarbeitszeit jeder Vertragsärztin/ Vertragsarztes

oder Psychotherapeutin/ Psychotherapeuten ermittelt. 

Im zweiten Schritt wird der Referenzwert weiter

konkretisiert und die festgestellte Arbeitszeit mit diesem

Referenzwert verglichen. Wenn es Auffälligkeiten gibt,

wird im dritten Schritt entschieden, ob und wie eine

Einzelfallprüfung durchgeführt werden soll.



5. drei Schritte der
Plausibilitätsprüfung der
Sprechstundenzeiten

1. Schritt: 

Im ersten Schritt der Arbeitszeitberechnung für Vertragsärzte

und -psychotherapeuten werden die Abrechnungsdaten vor

sachlich-rechnerischer Richtigstellung herangezogen. Hierfür

wird gemäß Anhang 3 im Kapitel VI des EBM für jede

Gebührenordnungsposition (GOP) die höhere Prüf- oder

Kalkulationszeit ausgewählt. Dies ist nötig, da einige

Leistungen keine Prüf- oder Kalkulationszeit aufweisen und

somit nicht berücksichtigt werden können (z.B. Nrn.

01100-01102 oder Nr. 01415 EBM). Ein Beispiel hierfür ist das

Belastungs-EKG nach Nr. 03321 EBM, welches eine

Kalkulationszeit von 11 Minuten und eine Plausibilitätszeit von

10 Minuten hat. Bei der Sprechstundenzeit-Prüfung wird

hierfür die Kalkulationszeit von 11 Minuten zugrunde gelegt.



Die Berechnung der Gesamtzeit eines Vertragsarztes oder

-psychotherapeuten erfolgt durch Multiplikation der zuvor

ermittelten Zeiten mit den abgerechneten

Leistungshäu�gkeiten je GOP. Anschließend wird die Summe

über alle Leistungen je lebenslanger Arztnummer (LANR)

gebildet.

Zusätzlich wird für jede LANR die Anzahl der Arztfälle ermittelt

und ein Referenzwert in Minuten pro Fall für jede Fachgruppe

unter Berücksichtigung von regionalen Unterschieden

festgelegt. Dieser Wert wird mit der Anzahl der Arztfälle

multipliziert.

Die durchschnittlichen Sprechzeiten pro Woche, die gegenüber

der Terminservicestelle (TSS) gemeldet wurden, werden

ebenfalls für jeden Arzt berücksichtigt.

Vertragsärzte und -psychotherapeuten, deren Zulassung

weniger als acht Quartale zurückliegt (Neugründungen), sind

zunächst von einer Prüfung ausgenommen.



Schritt 2:

Im zweiten Schritt der Abrechnung in der KV erfolgt die

Ermittlung der Anzahl der Werktage im Quartal. Hierbei

orientiert man sich an den Vorschriften der Ärzte-ZV und geht

von einer Annahme von fünf Stunden pro Werktag aus, was

einer Wochenarbeitszeit von 25 Stunden entspricht. So ergibt

sich für jeden Tätigkeitsumfang eine bestimmte Anzahl an

Stunden pro Quartal.

Um Urlaub und Fortbildungszeiten zu berücksichtigen, wird

eine Pauschale von zehn Tagen pro Quartal von der

Gesamtstundenzahl abgezogen. Ebenso werden

krankheitsbedingte Fehlzeiten mit einer Pauschale von vier

Tagen pro Quartal berücksichtigt. Dabei werden natürlich auch

KV-spezi�sche Regelungen berücksichtigt.

Auf diese Weise ergibt sich eine Referenzgröße in Stunden, die

je nach Tätigkeitsumfang unterschiedlich ausfällt. Liegt die

ermittelte Zeit eines Vertragsarztes oder -psychotherapeuten

über der Referenzzeit, wird davon ausgegangen, dass alles in

Ordnung ist. Liegt sie jedoch darunter, erfolgt eine detaillierte

Einzelfallprüfung.



Schritt 3:

Im dritten Schritt erfolgt eine Auswahl basierend auf der bisherigen

Prüfung, um weitere Faktoren im Einzelfall zu berücksichtigen. Hierbei

werden insbesondere außergewöhnliche Praxisausfallzeiten aufgrund von

Krankheit oder Vertretung, Teilnahme an Verträgen außerhalb der

KV-Abrechnung, Teilnahme an der spezialfachärztlichen Versorgung,

Tätigkeit als D- oder Kur-Arzt, hohe Anteile an Leistungen ohne Prüf- oder

Kalkulationszeiten, KV-spezi�sche Abrechnungsregelungen sowie viele

abgesagte oder nicht wahrgenommene Sprechstundentermine

berücksichtigt. Während der Prüfung wird untersucht, ob diese Faktoren

erklärbar sind und ob das Verhalten des Vertragsarztes oder

Psychotherapeuten beein�ussbar ist. Sofern möglich, werden diese

Faktoren bereits im Screening berücksichtigt, um unnötige Aufforderungen

zur Stellungnahme zu vermeiden.



Fazit
Die KBV hat eine freiwillige Vorgabe herausgegeben, die

von den regionalen KVen umgesetzt werden kann. 

Es liegt in der Entscheidungsgewalt der KVen, ob sie

diese Prüfungen durchführen möchten oder nicht. 

Es ist wichtig zu beachten, dass dieser

Prüfmechanismus nur wenig bekannt ist und mit

erheblicher Verzögerung aktiv wird. Aus diesem Grund

emp�ehlt es sich, im Voraus entsprechende

Vorbereitungen zu treffen, um im Bedarfsfall die

erforderlichen Auskünfte geben zu können. Eine interne

Dokumentation ist hierbei unerlässlich, um

beispielsweise eindeutig nachweisen zu können, ob man

während eines Quartals länger als 10 Tage im Urlaub

oder auf Fortbildungen war oder mehr als 4 Tage

krankheitsbedingt ausgefallen ist.



Es ist empfehlenswert, dass Hausärzte eine genaue

Dokumentation der Anzahl der HzV-Patienten führen und

praxisindividuell die EBM-Leistungen erfassen, die keine

Zeitvorgaben haben - und davon gibt es in der hausärztlichen

Praxis zahlreiche. Diese Erfassung ist besonders wichtig bei den

Leistungen der Heimversorgung aus dem Abschnitt IV 37.2 des

EBM, die durchweg keine Zeitvorgaben haben und deshalb

nicht vom Prüfsystem erfasst werden. Wenn ein größeres

Altenheim betreut wird, kann dies zu einer unfairen Prüfung

des Versorgungsauftrags führen. Diese Leistungen werden nur

pauschal durch die Berücksichtigung der höheren Zeitvorgabe

bei anderen Leistungen erfasst, die meist im technischen

Bereich angesiedelt sind. Eine adäquate Vergütung für den

Leistungsanteil ohne Zeitvorgaben wird somit für Ärzte, die

wenig technische Leistungen erbringen und abrechnen,

schwierig. Dies kann insbesondere bei zuwendungsintensiv

tätigen Arztgruppen zu einer ungleichen Verteilung führen und

zu ungerechtfertigten Prüfungen führen.


